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ANFRAGE IM LANDTAG

6 Mio. € für 900
Meter Radweg
Müssen Tiroler Steuer-
zahler einen „goldenen“
Geh- und Radweg in der
Gemeinde Wildschönau
spendieren, der von Rad-
fahrern noch dazu nur
bergauf zu befahren ist?
Das ist Kern einer Anfra-
ge, die die Liste Fritz im
kommenden Landtag
stellt. In Zeiten leerer
Kassen müssten Projekte
wie diese umso genauer
angeschaut und hinter-
fragt werden, besonders,
wenn die Kostenschät-
zungen so aus dem Ruder
laufen: Statt 3,3 Mio. €
soll das 900 Meter lange
Stück zwischen Mühltal
und Oberau, wie berich-
tet, 6 Mio. € kosten, 6660
Euro pro Laufmeter. Die
VP/SP-Regierung solle
erklären, was schiefgelau-
fen ist, sagen LA Markus
Sint und Bezirksspreche-
rin GabiMadersbacher.
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Innsbruck – Dass das Land 
auch für reine Durchlaufpos-
ten Tourismusabgabe kassiert, 
stößt sauer auf. Wie berichtet, 
hatte Hoteliers-Obmann Franz 
Staggl „Systemfehler“ bei der 
Tourismusabgabe angepran-
gert. Zum einen kritisiert er, 
dass Hotels etwa für Liftkarten, 
die sie dem Gast im Pauschal-
angebot als Service anbieten 
und die für die Hotels nur ein 
Durchlaufposten sind, Touris-
musabgabe zahlen müssen. 
Und dass das Land für diesel-
ben Liftkarten ja auch bei der 
Bergbahn die Tourismusab-
gabe einhebt. Unterm Strich 
kassiere das Land für einen 
Umsatz zweimal Tourismus-
abgabe, kritisiert auch Tou-

rismusexperte Thomas Rei-
senzahn. Das Land erklärt, für 
solche Durchlaufposten gebe 
es keine Ausnahme.

Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint sieht sich in seiner Kritik 
an der Tourismusabgabe be-
stätigt. „Die Doppelbesteue-
rung ist ungerecht, zumal die 
Hoteliers aus der Weitergabe 
der Liftkarten keinen Gewinn 
erzielen“, so Sint. „Die Hoteli-
ers werden Opfer der eigenen 
Tourismusabgabe.“ Schuld sei 
„die von ÖVP-Landesrat Ma-
rio Gerber mit Zähnen und 
Klauen verteidigte Systema-
tik, jeden Umsatz zugunsten 
des Tourismus zu besteuern“. 
Sint fordert erneut, nicht den 
Umsatz, sondern den Gewinn 

als Basis für die Abgabe heran-
zuziehen. „Außerdem soll nur 
besteuert werden, wer wirklich 
vom Tourismus profitiert.“

Auch Tirols NEOS-Chef 
Dominik Oberhofer erneu-
ert seine Kritik an der Touris-
musabgabe. „Ich wurde die 
letzten Jahre nicht müde, in 
sämtlichen Gremien darauf 
hinzuweisen, dass diese Dop-
pelzahlung gängige Praxis ist“, 
so Oberhofer. „Die Vermieter 
werden übermäßig belastet, 
und das war den ÖVP-Funkti-
onären bis jetzt ziemlich egal.“ 
Die Landesregierung müsse 
diese Abgabe endlich abschaf-
fen und die Tourismuswer-
bung aus dem Landesbudget 
finanzieren. (mas)

Opposition kritisiert 
doppelte Tourismusabgabe
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Wieder eine Wüsten-WM

So wie 2022 in Katar: Bei der Saudi-WM 2034 sind Diskussionen garantiert.

Innsbruck – Für Bundespoliti-
ker wird im kommenden Jahr 
auf die mögliche Erhöhung 
ihrer Bezüge um 4,6 Prozent 
verzichtet. Das hat der Nati-
onalrat gestern beschlossen. 
Die Gehälter sind in der so ge-
nannten Bezügepyramide ge-
regelt – mit Obergrenzen für 
Bundes- und Landespolitiker. 
Tirol schöpft sie bei Weitem 
nicht aus, aber jedes Jahr gibt 
es eine Diskussion darüber, 
ob die Gehälter erhöht werden 
sollen oder nicht.

Aktuell verdient der Tiroler 
Landeshauptmann 19.494 Eu-
ro brutto im Monat, ein Land-
tagsabgeordneter 7581 Euro.  
Für den Landeschef würde die 
Anhebung rund 896 Euro aus-
machen, für einen einfachen 
Mandatar 349 Euro. Am Mon-
tag wollen die sechs im Land-
tag vertretenen Parteien bera-
ten. Einzig die NEOS sind im 
Vorfeld für ein Einfrieren der 
Gehälter, die Liste Fritz spricht 
sich hingegen für eine Anpas-
sung aus. Die Grünen und die 

FPÖ sehen die schwarz-rote 
Landeskoalition in der Pflicht, 
lassen aber durchblicken, dass 
sie sich nicht gegen eine Erhö-
hung  stemmen würden.

ÖVP-Klubobmann Jakob 
Wolf und seine SPÖ-Kollegin 
Elisabeth Fleischanderl hof-
fen auf eine All-Parteien-Ei-
nigung. Zugleich fordern sie 
für die Zukunft eine bundes-
einheitliche Vorgangsweise. 
FPÖ-Chef Markus Abwerzger 
bezeichnet die jährlich wie-
derkehrende Diskussion als 
entbehrlich, weil sie der Poli-
tik schadet. Und: „Das ständi-
ge nach unten Nivellieren des 
eigenen Standes ist nicht ziel-
führend. Prinzipiell braucht es 
einheitliche Regelungen.“ Für 
den grünen Klubchef Geb i 
Mair ist durch ständige Än-
derungen der Beschlüsse „die 
Transparenz durch Vorga-
ben des unabhängigen Rech-
nungshofs völlig verloren ge-
gangen“. (TT)

Mehr auf den Seiten 2, 4, 11

Streit um 
Erhöhung der 
Polit-Gehälter

Der Bund nimmt keine Anhebung 

vor, in Tirol wird heftig darüber dis- 

kutiert. Einzig die NEOS lehnen An- 

passung der Politikerbezüge klar ab. 



Der seit Jahren geplante Neubau des MCI in Innsbruck bleibt eine große politische Baustelle.  Foto: Böhm

Innsbruck – Dass für den hef-
tig diskutierten Neubau der 
Unternehmerischen Hoch-
schule MCI in Innsbruck im 
nächstjährigen Landesbud-
get keine finanzielle Vorsor-
ge getroffen wird, wundert 
den Klubchef der Liste Fritz 
Markus Sint. Was die Kosten 
betrifft, sind für ihn die vom 
Land im Vorjahr genannten 
250 Millionen Euro die einzig 
relevante Zahl. „Aber es be-
nötigt endlich eine Entschei-
dung“, sagt Sint. Er nimmt 
vor allem Finanzreferent 
und Landeshauptmann An-
ton Mattle (VP) in die Pflicht.

Aus dem Büro des Landes-
hauptmanns heißt es dazu, 
dass große Infrastruktur- 
und Bauprojekte generell 
über mehrere Jahre budget-
relevant seien. Je nach Bau-
zeitplan würde man jeweils 
die nötigen Teilbeträge vor-
sehen. Mehrjährige Bau-
projekte werden teil- bzw. 
schlussabgerechnet. „Für ei-
nen etwaigen MCI-Neubau 
waren im Landesbudget nie 
konkrete Mittel vorgesehen. 
Es wurde vor der Pande-
mie eine Rücklage gebildet, 
welche jedoch für die Abde-
ckung der enormen Kosten 

während der Krise von der 
Vorgängerregierung aufge-
löst wurde. Davon abgese-
hen stünden von den all-
gemeinen Planungsmitteln 
noch drei Millionen Euro für 
allfällige Planungsleistungen 
zur Verfügung.

Gutachten über BIG-Variante

Ob am aktuellen Projekt und 
dem Totalunternehmer Porr-
Ortner festgehalten, der Neu-
bau der Bundesimmobilien-
gesellschaft BIG übertragen 
oder gar vom Land gestoppt 
wird, könnte sich vielleicht 
nächste Woche entscheiden. 
Das Land wartet noch auf 
ein Rechtsgutachten, ob ei-
ne Übertragung an die BIG 
ohne Ausschreibung möglich 
ist oder nicht. Bis Mittwoch 
fällt der Neubau noch in die 
politische Verantwortung des 
scheidenden Hochbaurefe-
renten und Landeshaupt-
mannstellvertreters Georg 
Dornauer (SPÖ).

Einmal mehr wird inten-
siv über die Kosten disku-
tiert. Bei einer Fertigstellung 
bis Juli 2027 hat das Land im 
November des Vorjahres die 
Errichtungskosten inklusive 
einer möglichen Planungs-

unschärfe mit 250 Millionen 
Euro beziffert. Dazu kommt 
noch die Sanierung des Be-
standsgebäudes, die rund 20 
Millionen Euro kosten wür-
de. Der Zeitplan Juli 2027 ist 
allerdings nicht mehr zu hal-
ten. Sollte alles glattgehen, 
dürfte das neue MCI besten-
falls Mitte 2029 bezugsfertig 
sein. Zuletzt hatte Porr-Chef 
Karl-Heinz Strauss jedoch 
von 185 Millionen Euro ge-
sprochen. Dieses Angebot 
vom Frühjahr hatte sich al-
lerdings auf einen Projekt-
start noch im Juni 2024 mit 
einer Fertigstellung bis An-
fang Oktober 2027 und einen 
Verzicht auf die Indexierung 
bis 2027 bezogen. Nicht ent-
halten sind darin alle ande-
ren Kosten wie Einrichtung, 
Erschließungsgebühren etc. 
Schlussendlich käme man 
auf rund 226 Millionen Euro.

Ob Porr-Ortner auch auf 
die Indizierung der Baukos-
ten in den Jahren 2028 und 
2029 verzichten würde, ist in-
des unklar. Ein entsprechen-
des Offert liegt nicht vor. 
Rund um das MCI bleibt es 
spannend, auch angesichts 
der angespannten Budgetsi-
tuation im Land. (pn)

MCI-Neubau bleibt 
eine Wundertüte

Die Entscheidung über die weitere Vorgangsweise 

könnte nächste Woche fallen. Debatten über Kosten.

Politik in Kürze

K ommende Woche wird 
die schwarz-rote Lan-

deskoalition das Landes-
budget für 2025 beschlie-
ßen. Die Opposition ist 
naturgemäß dagegen, han-
delt es sich doch um die in 
Zahlen gegossen e Politik. 
Und die stößt der Liste Fritz 
und den Grünen sauer auf. 
Das Land kalkuliert schließ-
lich mit einem Abgang von 
148 Millione n Euro, der 
Schulden stand steigt auf 
1,323 Milliarden Euro. 

Liste-Fritz-Klubobmann 
Markus Sint kritisiert die 
„Selbstbeweihräucherung“ 
von Schwarz-Rot, sein grü-
ner Klubchef-Kollege Gebi 

Mair die mangelnde Zu-
kunftsorientierung sowie 
Ideenlosigkeit.

Sint nannte das Landes-
budget „mutlos, ideenlos, 
kraft- und saftlos“ und da-
mit lediglich ein „Verwalter-
budget“. Im Budget fehlten 
jedenfalls „Strukturreformen 
und Leuchtturmprojekte“, 
strich er heraus. Besonde-
res Augenmerk legt die Liste 
Fritz ihrerseits auf den Be-
reich Pflege und Gratis-Öffis. 
„Wir wollen die Mitarbeiter 
in den Pflegeberufen halten 
und neue gewinnen. Auch 
die pflegenden Angehöri-
gen gehören entlastet!“ Die 
Liste Fritz verfolgt weiterhin 

das Ziel, Öffis in Tirol gratis 
anzubiete n. 

Nicht gelten lässt Sint, dass 
die Einnahmen zurückgehen 
würden. „Alleine die Abga-

benertragsanteile des Bundes 
sind um 67 Millionen Euro 
gestiegen. Zusätzlich kom-
men aus dem Zukunftsfonds 
des Bundes 96 Millionen Eu-

ro frisches Geld. Und auch 
bei den Dividenden der Lan-
desunternehmen holen sich 
die Regierung 73 Millionen 
Euro mehr als 2023.“ Trotz 
frischem und zusätzlichem 
Geld sei die Landesregierung 
nicht imstande, wichtige 
Schwerpunkte zu setzen.

Gebi Mair rügt Versäum-
nisse in der Naturschutzpo-
litik sowie in der Wohnhaus-
sanierung. „Das Budget für 
die Sanierung müsste um 35 
Mio. Euro aufgestockt wer-
den, das würde auch die Bau-
wirtschaft ankurbeln.“

E inmal mehr fordern die 
Wirtschaftskammern 

entlang der Brennerroute 
(Industrie- und Handels-
kammer für München und 
Oberbayern, Wirtschafts-
kammer Tirol, Handelskam-
mern von Bozen und Trient) 
wegen der anstehenden Sa-
nierung der Luegbrücke eine 
Lockerung des Lkw-Nacht-
fahrverbots. Eine denkbare 
Option wäre für die Wirt-
schaftsvertreterInnen, kri-
tische Tage bzw. Nächte im 
Vorhinein zu definieren, an 
denen der Schwerverkehr 
die Erlaubnis zur Durch-
fahrt bekomme. Alternativ 
wird eine Verschiebung der 
Beginn- bzw. Endzeiten des 
Verbots angeregt. (pn)

Budget-Tadel und Debatte über Nachtfahrverbot

Blumen gibt es für das schwarz-rote Landesbudget keine, lediglich 

skeptische Blicke von Gebi Mair (l.) und Markus Sint. Foto: Rita Falk

Von Peter Nindler

Innsbruck – Bereits im Vor-
jahr gab es ein monatelan-
ges Hin und Her über die 
Erhöhung der Tiroler Politi-
ker-Gehälter. Schlussendlich 
wurde die vom Bundesrech-
nungshof vorgeschlagene 
Valorisierung um 9,7 Prozent 
angenommen. Heuer ist eine 
Erhöhung um 4,6 Prozent für 
die acht Regierungsmitglieder 
und 36 Landtagsabgeordne-
ten möglich. Abgestuft: vom 
Landeshauptmann abwärts.

Im Bund wurde am Mitt-
woch eine Nulllohnrunde 
beschlossen, in den Ländern 
gibt es eine unterschiedli-
che Herangehensweise. Am 
Montag wollen die Klubob-
frauen und -männer darü-
ber beraten. Klar positioniert 
haben sich bereits die NEOS 
und die Liste Fritz. Die Pin-
ken fordern ein Einfrieren der 
Gehälter auch für die Landes-
politik. „Es geht hier nicht um 
Populismus, sondern darum, 
dass wir als PolitikerInnen in 
wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten Verantwortung über-
nehmen und unseren Beitrag 
leisten“, erklärt Klubchefin 
Birgit Obermüller.

Anders Klubobmann Mar-
kus Sint von der Liste Fritz. 
Er verteidigt die Valorisierung 
und schämt sich nicht für 
sein Gehalt. „In Tirol werden 
die Obergrenzen ohnehin bei 
Weitem nicht ausgeschöpft.“ 
Die hauptamtlichen Klubchefs 
im Tiroler Landtag liegen um 
44 Prozent unter dem mögli-
chen monatlichen Bezug.

Mit Ausnahme der NEOS 
hätten weder die Liste Fritz 
noch ÖVP, SPÖ, FPÖ oder 
Grüne ein Problem mit einer 
Anpassung. „Durch ständige 
Änderungen der Beschlüsse 
je nach politischer Tagesla-
ge ist die Transparenz durch 
Vorgaben des unabhängigen 
Rechnungshofs völlig verloren 
gegangen. Die meisten Men-
schen sind nicht mit dem Ein-
kommen, sondern vor allem 
mit der Leistung von Politi-
kern unzufrieden“, betont der 
grüne Klubobmann Gebi Mair. 

Jedes Jahr Streit um 
die Politiker-Bezüge

Die vom Rechnungshof vorgegebenen Anpassungen  

sorgen stets für Debatten. Einheitliche Regelung gefordert.

Landeshauptmann 19.494 Euro/brutto 
180 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 200 Prozent

Aktuelle Politikergehälter in Tirol

Landeshauptmannstellvertreter 18.411 Euro 
170 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 190 Prozent

Mitglied der Landesregierung 17.328 Euro 
160 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 180 Prozent

Landtagspräsidentin 12.996 Euro 
120 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 150 Prozent

Landtagsvizepräsidentin 9.530 Euro 
88 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 100 Prozent

Hauptamtlicher Klubobmann 10.397 Euro 
96 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 140 Prozent

Landtagsabgeordneter 7581 Euro 
70 Prozent vom Ausgangsbetrag, möglich wären 80 Prozent

Jakob Wolf/ÖVP 
(Klubobmann) 

„ Ich hoffe, dass wir 
uns am Montag 

einigen können. Es be-
nötigt künftig aber eine 
bundesweite Regelung.“
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So wie die schwarz-rote Lan-
desregierung die Opposition 
bei keinem einzigen Beschluss 
einbinde, solle sie auch diese 
Frage allein entscheiden.

Ähnlich argumentiert FPÖ-
Landesparteiobmann Mar-
kus Abwerzger. Grundsätzlich 
sind für ihn ÖVP und SPÖ am 
Zug – aber: „Die jährlich wie-

derkehrende Diskussion ist 
entbehrlich und schadet der 
Politik.“ Daran sei die Poli-
tik selbst schuld. Gleichzeitig 
kritisiert Abwerzger das stän-
dige nach „unten Nivellieren 
des eigenen Standes“. Prinzi-
piell benötige es einheitliche 
Regelungen. „Es kann nicht 
sein, dass man sich von der 
ursprünglichen gesetzlichen 
Intention bereits derart weit 
entfernt hat. Warum verdient 
ein Abgeordneter in Salzburg 
weit weniger als in Niederös-
terreich? Auch in Tirol sind 
wir weit unter dem mögli-
chen Niveau.“

Einheitlich ist ebenfalls das 
Stichwort für ÖVP-Klubob-
mann Jakob Wolf. „Ich hoffe, 
dass wir uns am Montag eini-
gen können.“ In Zukunft wäre 
jedoch eine klare Regelung für 
Bund und Länder notwendig. 
„Hier besteht Handlungsbe-
darf.“ Ähnlich argumentiert 
seine Koalitionskollegin Elisa-
beth Fleischanderl (SPÖ). „Ein 
Hickhack über Politikergehäl-
ter ist nicht zielführend.“ 
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deenlos, saft- und kraftlos
sei das Landesbudget, ein
Verwalter-Budget, das die
alte „Weiter so!“-Politik
festschreibt und das alle
Schwerpunkte und Struktur-
reformen vermissen lässt –
und Leuchtturmprojekte so-
wieso: Die Opposition geht
mit der Budgetpolitik der
Regierung auch deshalb so
hart ins Gericht, weil sie
„null Komma Josef“ in die
Erstellung des Zahlenwerks
eingebunden ist. „Wir be-
kommen das fertige Buch
auf den Tisch und können in
einer dreistündigen Sitzung
mit der Finanzabteilung
Fragen stellen. Das war es“,
schildert Fritz-LA Markus
Sint den politischen Alltag
der Opposition. Änderungs-
wünsche imVorfeld in Form
von Anträgen würden bein-
hart ignoriert.
„Die Regierung betreibt
beim Budget 2025 Realitäts-
verweigerung. Ohne links
und rechts zu schauen, was
dieMenschen imLand wirk-
lich brauchen, wird hier
Politik gemacht“, urteilten
gestern LA Gebi Mair, LA Pet-
ra Wohlfahrtstätter und LA
Zeliha Arslan. Die Grünen
würden das Budget um-
schichten und in Summe
131 Mio. € mehr ausgeben.
„Man darf als Land Kredite
aufnehmen, wenn damit
sinnvolle Investitionen getä-
tigt werden“, erläutert dazu
Klubchef Mair. Anders sei

es, wenn das Geld irgendwo
im System verschwindet.
Genau das vermutet LA
Sint: „Das Land hat heuer
so viel Geld zur Verfügung
wie noch nie. Gleichzeitig
hat sich der Schuldenstand
seit 2019 auf 1,3 Milliarden
Euro versechsfacht. Nicht
alles ist auf Corona und
Teuerung abzuschieben. Wo
ist denn all das Steuergeld
hin? Den Tirolerinnen und
Tirolern geht es jedenfalls
definitiv nicht besser als
2019. Die Schuldenkaiser
sitzen auf der Regierungs-
bank“, erläuterte Sint.
Interessant ist auch, dass

die größten Brocken Fern-
passpaket und MCI mit je-
weils nur 100 Euro im Bud-
get verewigt sind. „Als so
eine Art Gedächtnisstütze,
dass es das auch noch gibt“,
erläuterte Mair. Im Büro
LHMattle ist dazu zu erfah-
ren, dass höhere Beträge da-
für im Budget die Darle-
hensaufnahme nur noch
weiter nach oben treiben
würden, was beim derzeiti-
gen Projektstand keinen
Sinn mache. Aktuell wird ja

durch ein Gutachten ge-
prüft, ob das MCI durch die
Bundesimmobiliengesell-
schaft BIG errichtet werden
kann. Bereits jetzt beträgt
die jährliche Zinsbelastung
rund 38 Mio. € Euro. LA
Sint kritisierte erneut, dass
126 Mio. € in 308 nichtssa-
genden Budgetzeilen wie
„Sonstige Zuwendun-
gen/Sonstiges“ unterge-
bracht wurden. „Das ist kein
Betriebsunfall, sondern pure
Absicht. Die Regierungsmit-
glieder legen sich hier
Steuergeldpolster an, aus
denen sie unterjährig in
Fürstenmanier Geld vertei-
len“, kritisiert Sint.
Auch die Freiheitlichen
begannen gestern, das Lan-
desbudget zu zerpflücken:
„Eines vorweg, die im Be-
reich der Kinder- und Ju-
gendhilfe vorgesehenen 107
Mio. Euro sind ein Schritt in
die richtige Richtung und
angesichts der immensen
Herausforderungen in die-
sem Bereich dringend not-
wendig“, stellt Landespar-
teiobmann Markus Abwerz-
ger fest. „Neuerlich knapp

80 Mio. Euro für die Min-
destsicherung sind aller-
dings kein Ruhmesblatt für
die Schwarz-Rote Landesre-
gierung, sondern ein Offen-
barungseid für die geschei-
terten arbeitsmarktpoliti-
schen Integrationsmaßnah-
men im Hauptbezieherkreis
der arbeitsfähigen Asylbe-
rechtigten in Tirol.“

W
ie auch im Landtag
nächste Woche ist der

Budgetbeschluss im Inns-
brucker Gemeinderat heute
(oder morgen) nur noch
Formsache. Alle Investitio-
nen in Höhe von 58 Mio.
Euro werden über Darlehen
finanziert, gleichzeitig ist
die Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung mit knapp 12
Mio. € imMinus.
Unter dem Strich steigt
der Schuldenstand von der-
zeit 171 auf bis zu 223 Mio.
Euro. Dass die Schere noch
weiter aufgeht, ist möglich:
Denn die Stadtregierung
lässt sich von Stadtgesell-
schaften Dividenden aus-
zahlen, die von der Höhe her
optimistisch bemessen sind.

PHILIPP NEUNER

Tiroler Politik
kurz notiert

„Schuldenkaiser unter sich“
Mit 1,3 Milliarden Euro geht das Land in die Miesen, sechsmal mehr als 2019. In Innsbruck

schaut es nicht viel besser aus: Hier gönnt sich der Gemeinderat heute eine Finanzspritze.

Heute startet in Innsbruck
der Budget-Gemeinderat.
Der Tiroler Landtag tritt
nächsteWoche zusammen.
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Von Markus Schramek

Innsbruck – Ausgedruckt ist 
das Tiroler Landesbudget 
für 2025 eine richtig dicke 
Schwarte. Fans ellenlanger 
Tabellen kommen bei der 
Durchsicht auf ihre Kosten. 
Wer aber nach Details sucht, 
um herauszufinden, wofür 
das Land wie viel Geld auszu-
geben gedenkt, kann in dem 
Zahlendschungel leicht ver-
loren gehen. Selbst ein erfah-
rener Abgeordneter wie Mar-
kus Sint, der Klubobmann 
der Liste Fritz, hat seine liebe 
Müh’. „Das Budget des Lan-
des ist alles andere als trans-
parent“, kritisiert er. „Das ist 
wohl absichtlich so.“

Mehr als 300 Budgetzeilen 
tragen nach den buchhal-
terischen Recherchen Sints 
den nichtssagenden Verwen-
dungszweck „Sonstige“ oder 
„Zuwendungen an privat-
wirtschaftliche gemeinnüt-
zige Einrichtungen“. Wohin 
das (Steuer-)Geld konkret 
fließen soll, ist aus diesen 
Angaben nicht ersichtlich.

Mehr gibt es für die Großen

Sint hat sich auf die Suche 
nach geplanten Ausgaben für 
den Kulturbereich gemacht. 
Dazu musste er das gesam-
te Budget durchforsten. Das 
Fazit des Oppositionspoliti-
kers fällt nüchtern aus: „Ich 
sehe eine massive Ungerech-
tigkeit darin, dass große Kul-

turtanker wie das Landesthe-
ater und die Landesmuseen 
alljährlich höhere Zuschüsse 
erhalten, um gestiegene Per-
sonalkosten abzudecken. Die 
Budgetmittel für die freie Kul-

turszene stagnieren dagegen. 
Auch die freie Szene hatte 
und hat mit gestiegenen Kos-
ten zu kämpfen.“

Eine Anfrage der TT bei 
Landeshauptmann Anton 

Mattle (ÖVP), in der Regie-
rung für die Finanzen und 
die Kultur verantwortlich, 
erbringt folgendes Ergebnis: 
Für die Förderung der freien 
Kultur seien kommendes Jahr 
18,75 Millionen Euro einge-
plant. Das ist in etwa gleich 
viel wie heuer und jedenfalls 
keine Erhöhung. In den 18,75 
Millionen sind überdies auch 
jene 2,25 Millionen enthalten, 
die Mattle den Tiroler Fest-
spielen Erl zuschießt.

ORF-Aufschlag für die Kultur

Das Gros der verfügbaren 
Kulturförderung, rund 10,6 
Millionen von den genannten 
18,75, stammt aus der Kultur-

förderungsabgabe. Hinter 
diesem Begriff verbergen sich 
jene monatlich 3,10 Euro, die 
das Land auf die Haushalts-
abgabe des ORF draufschlägt.

„Ohne die Kulturförde-
rungsabgabe würde es für 
die freie Szene in Tirol fast 
überhaupt keine Fördermit-
tel geben“, warnt Sint. Die 
Beibehaltung der nicht un-
umstrittenen Landesabgabe – 
fünf Bundesländer verzichten 
darauf – sei aus seiner Sicht 
daher „immens wichtig“.

Vor einem Jahr hatte die 
freie Tiroler Kunst- und 
Kulturszene in einem offe-
nen Brief an LH Mattle ih-
rem Ärger Luft verschafft. 22 

KulturbeirätInnen, die den 
Landeshauptmann fachlich 
unterstützen sollen, pranger-
ten eine Zweiklassengesell-
schaft in der Tiroler Kultur 
an: Landeseigene Betriebe 
wie das Landestheater und 
die Museen würden erhöhte 
Betriebszuschüsse erhalten, 
um Teuerung und Inflation 
abzufangen. Bei den Förde-
rungen der freien Szene fehle 
eine solche Anpassung. Die – 
stagnierenden – Förderungen 
würden daher Jahr für Jahr 
real an Wert verlieren.

Dieser Aufschrei war be-
merkenswert, Mattle lud zum 
Gespräch. Geändert hat sich 
aber nichts. Die Finanzen 
der FördernehmerInnen sind 
weiter angespannt.

Julia Mumelter vom Kul-
turlabor Stromboli in Hall 
hat „halt gespart, wo es geht“. 
Das Programm musste ge-
kürzt werden: „Es ist ein Wei-
terwursteln, manchmal stel-
le ich mir schon die Frage, 
wie lange das noch so gehen 
kann.“ Reserven gebe es kei-
ne. Mumelter hat in Hall zu-
sätzlich damit zu kämpfen, 
dass die Stadt ihre Förderung 
um 50 Prozent gekürzt hat.

Immerhin keine Kürzung

„Die Rahmenbedingungen 
der freien Szene ändern sich 
2025 nicht wesentlich“, lässt 
Regierungschef Anton Mattle 
der TT über sein Büro mittei-
len. Und: „Laufende Jahres-
förderungen werden nicht 
gekürzt.“ Immerhin. Mehr ist 
aber offenbar auch nicht drin 
für die freie Tiroler Kultur.

Aufschrei der Kultur blieb folgenlos
Vor einem Jahr protestierte die freie Kulturszene gegen die Förderungspolitik des Landes. Mehr Geld für 

die Freischaffenden gibt es aber auch 2025 nicht. Landeseigene Betriebe verzeichnen dagegen Zuwächse.

LH Anton Mattle (hier bei der Festwocheneröffnung) wird von der freien Kulturszene für sein Budget nur wenig Applaus erhalten. Foto: Rita Falk

Tiroler Landestheater und Or-

chester GmbH: 19,7 Millionen 

Euro Betriebszuschuss (2024: 

18 Mio., 2023: 15 Mio.).

Innsbrucker Festwochen der 

Alten Musik: 1,45 Millionen  

Euro (2024: 1,44 Millionen, 

2023: 1,19 Millionen).

Tiroler Landesmuseen: 15 Mio. 

Euro Betriebszuschuss (2024: 14 

Millionen, 2023: 13 Millionen).

Für den Umbau des Lan-

desmuseums Ferdinandeum 

sind 2025 zusätzlich 4,5 Mio. 

budgetiert (2024: 5 Mio.). Die 

Gesamtkosten des Großprojekts 

wurden zuletzt mit 59 Mio. Euro 

veranschlagt. Geplante Wieder-

eröffnung ist im Frühjahr 2027.

Verfügbare Fördermittel für 

die freie Kulturszene: 18,75 

Mio. Euro, davon 2,25 Mio. für 

die Festspiele Erl (2024 in etwa 

derselbe Gesamtbetrag).

Geplante Ausgaben des Landes 2025 für die Kultur (Auswahl)

Markus Sint (Klubobmann  

der Liste Fritz im Landtag) 

„Das Budget des 
Landes ist alles 

andere als transparent. 
Das ist wohl absicht-
lich so.“



Oberhofen –

Kinder in Oberhofen nimmt
Formen 
Firstfeier 
meister Jürgen Schreier, dass
die Arbeiten voll im Zeitplan
liegen. „Baustart war vor ge
nau vier Monaten, jetzt sind
zum Teil schon die Elektri
ker am Werken“, erzählte
Schreier. Wenn weiter alles
nach 
Kinder schon Ende Oktober
2
einziehen.

zu hundert 
z
meister. 
Millionen Euro teuren Bau
g
Mittel frei. „Wenn Bund und
Lan
meinde seine Hausaufgaben
gemacht hat, unterstützen
s
Ins Haus der Kinder sollen
künftig Kinderkrippe und
K
Gruppen untergebracht wer
den. Das angrenzende Raika-
Ge
erworben und umgebaut hat
– derzeit dient es unter ande
rem als Ausweichquartier für
zwei Kindergartengruppen –,
soll dann dem Hort Platz bie
ten. Mit der angrenzenden
Volksschule 
im Ort ein Bildungscampus.
„Das 
das die Gemeinde Oberhofen
je umgesetzt hat. Aber damit
sind wir für die nächsten 20
Jahre abgesichert“, freut sich
Schreie

im Zeitplan

Das neue Haus der Kinder nimmt in 
Oberhofen Form an.

Natur und Tourismus in Einklang bringen

Abends und mittags Gratis-Parken spielt es in der Innsbrucker Innenstadt auch in Zukunft nicht – einem entsprechenden Vorstoß stimmte nur die FPÖ als Antragstellerin zu. Reini Happ (M.), 
im Bild mit (v. l.) Georg Willi, Andrea Dengg, Andrea Haselwanter-Schneider und Johannes Anzengruber, freute sich über Unterstützung für seine Weihnachtsgeschenkaktion.  Fotos: Domanig, Falk/TT

Innsbruck – Vor der gestri-
gen Sitzung des Innsbrucker 
Gemeinderates stand eine 
fraktionsübergreifende Geste 
der Solidarität: VertreterIn-
nen von Grünen, JA, TURSKY, 
List e Fritz und FPÖ beteiligten 
sich mit Weihnachtspaketen 
an einer Sachspendenaktion 
von Reini Happ, Obmann des 
gleichnamigen Benefizver-
eins und FPÖ-Gemeinderat. 
Die Packerln werden bei einer 
Weihnachtsfeier in der Katha-
rina-Stube an wohnungs lose 
und in Not geratene Men-
schen überreicht.

B eim heutigen Budgetge-
meinderat werden sich 

Koalition und Opposition hin-
gegen nichts schenken. Einen 
Vorgeschmack gab es gestern: 
Die FPÖ stellte den Antrag, 
2025 die städtischen Abga-
ben, Steuern, Gebühren und 
Entgelte pauschal auf dem Ni-
veau von 2024 einzufrieren, al-
so nicht zu erhöhen. Dafür gab 
es keine Mehrheit, neben den 
Freiheitlichen stimmte nur die 
Liste Fritz dafür (bei Enthal-
tung von TURSKY und ALi). 
Trotz der Gebührenerhöhun-
gen steige der Schuldenstand 

wegen „Prestigeprojekten“ 
der Stadtregierung wie dem 
Bozner Platz, kritisierte FPÖ-
Klubobfrau Andrea Dengg. 
Zugleich seien höhere Gebüh-
ren „Betriebskostentreiber“ 
für die BürgerInnen.

Tom Mayer (Liste Fritz) kri-
tisierte die im Vergleich mit 
anderen Landeshauptstädten 

besonders hohe Hundesteuer 
in Innsbruck (künftig 130 Euro 
pro Jahr) und deren fehlende 
Zweckwidmung. 

BM Johannes Anzengruber 
(JA) betonte, dass eine Anpas-
sung der Gebühren „mit Maß 
und Ziel“ nötig sei, um die 
hochwertigen Leistungen der 
Stadt in der Daseinsvorsorge 
trotz Mehrkosten und Lohner-
höhungen aufrechterhalten zu 
können. Bei den meisten Ge-
bühren erfolge nur eine Index-
anpassung (ca. 5 %), erklärten 
Vertreter der Dreierkoalition, 
beim Mittagstisch für Kinder 
bleibe die Erhöhung z. B. so-
gar unter der Inflation. Nur 
bei den Müllgebühren geb e 
es eine Erhöhung um 10 %, so 
Anzengruber, der zugleich auf 
Services wie die Gratis-Abho-
lung von Sperrmüll zweimal 
jährlich verwies. Und: „Wenn 
wir die Gebühren einfrieren, 
steigt die städtische Schul-
denlast weiter“, gab Benjamin 
Plach (SPÖ) zu bedenken.

M it ihrer Forderung nach 
einer „bürger- und wirt-

schaftsfreundlichen“ Reform 
der Parkraumbewirtschaf-
tung blitzte die FPÖ gestern 

ebenfalls ab. Der von Rudi 
Federspiel vorgebrachte An-
trag sah, wie berichtet, u. a. 
eine Abschaffung der Gebüh-
renpflicht nach 19 Uhr und 
zu Mittag, eine Verlängerung 
der maximalen Parkdauer in 
Kurzparkzonen auf 180 Mi-
nuten sowie eine Halbierung 
der Parkgebühren auf 50 Cent 
pro halber Stunde vor. Ziel sei, 
die Frequenz in der Stadt zu 
erhöhe n, so Federspiel. 

Mit diesem Vorstoß blieb 
die FPÖ jedoch allein auf wei-

ter Flur. Die Vorschläge wür-
den die Probleme insgesamt 
nur verschärfen, bilanzierte 
Mobilitätsstadträtin Janine 
Bex (Grüne): Würde etwa die 
Gebührenpflicht schon um 
19 Uhr enden (derzeit gilt sie 
in der Innenstadt bis 21 Uhr), 
würde der abendliche „Park-
druck“ für AnrainerInnen stei-
gen, ist sie überzeugt. Gerade 
auch in der Mittagszeit brau-
che es eine erhöhte „Fluktu-
ation“ bei den Parkplätzen 
(Stichwort: Einkäufe, Restau-
rantbesuche). Auf Parkgebüh-
ren zu verzichten, würde diese 
Frequenz verringern – eben-
so wie eine Verlängerung der 
Parkdauer auf drei Stunden, 
argumentierte Bex. Eine Re-
duktion auf 50 Cent wiederum 
hätte „enorme Auswirkungen 
auf den städtischen Haus-
halt“ – etwa auch auf Investiti-
onen in den Öffi-Ausbau. 

Ähnlich kritisch äußerte 
sich JA-Klubobfrau Julia Payr: 
Durch die FPÖ-Vorschläge 
würde die „Gefahr von Dauer-
parkern“ steigen, die Park-
platzsuche erschwert und „das 
Ziel einer lebendigen Stadt 
langfristig gefährdet“. (md)

FPÖ blitzte beim Parken ab
Lockerung der Parkraumbewirtschaftung in Innsbruck fand keine Mehrheit. Auch der 

Vorstoß, städtische Gebühren „einzufrieren“, scheiterte vor der heutigen Budgetsitzung.
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„Nichts Feigeres, als
Gewalt gegen Frauen“

helfen.“ Er zeigte sich zwar
erfreut, doch auch kritisch
gegenüber der Einhelligkeit
im Gemeinderat und
nannte Beispiele, bei denen
die FPÖ gegen Subvention
für Sozialvereine, die von
Gewalt betroffene Frauen
unterstützen, gestimmt
bzw. sich enthalten hat.
Als es später in der Ta-
gesordnung dann um die
Subvention vom Verein
„Frauen aus allen Ländern“
ging, lud Pittracher die
FPÖ erneut ein, mitzu-
stimmen. Auch Andrea
Haselwanter-Schneider
(Liste Fritz) meinte, wenn
die FPÖ dagegen stimme,
„dann könnt ihr euch die
salbungsvollen Worte in
der Aktuellen Stunde spa-
ren.“ Die Subvention wurde
beschlossen – gegen die
Stimmen der FPÖ. nais

dass die Gewalt gegen
Frauen verhindert werden
muss: Es brauche leistbares
Wohnen, Täterarbeit, Prä-
ventionsarbeit, Sozialarbeit
in Schulen und Zivilcoura-
ge. Ein besonderer Fokus
wurde in der Debatte auf
die Frage gelegt, was
Männer konkret tun kön-
nen. Hinhören und hin-
schauen, erwähnte etwa
Happ. Ebenso GR Domi-
nik Pittracher (SPÖ): „Wir
müssen einschreiten und

Geschlossen stellt sich der Innsbrucker Gemeinderat vor Schutz

der weiblichen Bevölkerung. Doch folgenWorten auchTaten?

Es
gibt nichts Feige-
res, als gegen
Frauen und Mäd-

chen Gewalt anzuwenden“,
sagte Reini Happ (FPÖ) in
der gestrigen Innsbrucker
Gemeinderatssitzung, man
müsse alles gegen Gewalt
an Frauen tun. Die Aktuelle
Stunde fand unter dem von
der SPÖ ausgewählten
Thema „365 Tage gegen
Gewalt an Frauen“ statt.
Schockierende Zahlen lie-
ferte Daniela Hackl (SPÖ):
Alle 13 Tage verliert eine
Frau in Österreich ihr Le-
ben durch geschlechtsba-
sierte Gewalt, 41 Mord-
versuche gab es dieses Jahr,
15.115 Betretungs- und
Annäherungsverbote wur-
den im vorangegangenen
Jahr von der Polizei ver-
hängt. Fraktionsübergrei-
fend war man sich einig,

Es ist traurig, dass wir
Einrichtungen brauchen –
und zwar immer mehr,
weil die Gewalt gegen
Frauen leider zunimmt.

GR Reini Happ (FPÖ)



Innsbruck – Es ist rund 800 
Seiten dick und über zwei 
Kil o schwer: Das Debüt-Bud-
get von BM Johannes Anzen-
gruber (JA – Jetzt Innsbruck)  
wurde gestern mit den 22 
Stimmen der Dreierkoalition 
aus JA, Grünen und SPÖ be-
schlossen. Eine Mehrheit dar-
über hinaus gab es nicht: FPÖ, 
TURSKY, KPÖ und Liste Fritz 
stimmten gegen den Voran-
schlag, der operativ 552,9 Mio. 
Euro an Einnahmen und 564,3 
Mio. Euro an Ausgaben vor-
sieht, ALi enthielt sich. Bei den 
Gebühren stimmte die Oppo-
sition geschlossen dagegen.

„Stabilität im Sozialgefüge“

In der harten viereinhalb-
stündigen Debatte zeich-
neten Stadtregierung und 
Oppositio n erwartungsgemäß 
ein konträres Bild: Mit dem 
Budget sichere man die „Sta-
bilität im Sozialgefüge und im 
Ehrenamt“, investiere gezielt 
in Kinderbetreuung und Si-
cherheit, Stadtgestaltung so-
wie Lebens- und Aufenthalts-
qualität, betonte Anzengruber. 
Dass die Stadt dafür Schulden 
von bis zu 58 Mio. Euro auf-
nimmt, verteidigte er erneut.

Der Stadtchef verwies ein-
mal mehr auf die schwierigen 
Rahmenbedingungen mit ein-
brechenden Bundes-Ertrags-
anteilen und immer höheren 
Transferzahlungen ans Land. 
Trotz des negativen Saldos 
von 11,4 Mio. Euro sei die Li-
quidität aber jederzeit sicher-
gestellt. Auch Vize-BM Georg 
Willi (Grüne) hob die „Zuver-
lässigkeit“ in stürmischen Zei-
ten hervor, etwa in Form neuer  
Dreijahresverträge für Sozial-
organisationen oder nicht ge-
kürzter Vereinssubventionen. 

„Wir können den Wind nicht 
beeinflussen“, meinte Vize-
BM Elisabeth Mayr (SPÖ) mit 
Blick auf die wirtschaftliche 
Großwetterlage, „aber wir kön-
nen die Segel richtig setzen.“ 
Mit dem Budget investier e 
man „genau in die richtigen 
Felder“: Bildung (u. a. Campus 
Arzl), Wohnen, Quali-
tät und Klima fitness 
im öffentl ichen 
Raum (Bozner Platz, 
Lugger-Platz) sowie 
Beschäftigung, um so 
auch die Einnahmen 
zu steigern. 

Ganz anders die 
Opposition: Mar-
kus Stoll (TURSKY) 
sieht das „Schiff Stadt 
Innsbruck“ auf „Kurs 
Richtung Illiquidität“. 
Dass man sich mit so 
genannten Kassen-

stärkern behelfen müss e, 
bedeute einfach, „dass die 
Stadt ihr Konto überzieht und 
Schulden macht“.

Stoll hinterfragt auch die 
„riesigen Dividendenaus-
schüttungen“ der städtischen 
Beteiligungen (vor allem IKB 
und IIG) – im Budget mit ins-

gesamt 20,8 Mio. Eur o 
bemessen. Letzt-
lich werde hier Geld 
aus budgetkosmeti-
schen Gründen „im 
Kreis geschickt“, so 
Stoll, der „Taschen-
spielertricks“ ortet. 
Er kritisierte zudem 
„durch die Decke ge-
hende Personalkos-
ten“ (185 Mio. Euro), 
„Auf- und Ausbau 
der Bürokratie“ und 
fehlend e Einbindung 
der Oppositio n.

Markus Lassenberger (FPÖ) 
bezeichnete die Regierungs-
vertreter als „Schuldenkai-
ser“, die Verbindlichkeiten 
sollen bis Ende 2025 ja auf 223 

Mio. Euro steigen. Statt „poli-
tischer Denkmäler“ wie dem 
Bozner Platz brauche es ein 
Umdenke n: „Was können wir 
uns leisten, was nicht?“

Rund 9 Mio. Euro für den 
Bozner Platz hinterfragten 
auch Pia Tomedi (KPÖ) und 
Andrea Haselwanter-Schnei-
der (Liste Fritz). Tomedi 
mahnte, dass man auch in Zei-
ten knapper Kassen „nicht auf 
die vergessen darf, die kein e 
Lobby haben“. Die Gebühren-
erhöhungen träfen Ärmere be-
sonders hart. „Zuerst das Not-
wendige, dann das Nützliche, 
zuletzt der Luxus“, meinte Ha-
selwanter-Schneider zu den 
Prioritäten. Mesut Onay (ALi) 
stieß sich u. a. an der erhöh-
ten Parteienförderung und 
fehlenden Mitteln für Kultur-
einrichtungen wie Junge Tal-
station und BALE. (md)

Nur Koalition trug Budget mit
Während Innsbrucks Dreierkoalition die „wirtschaftlichen Impulse“ im ersten Budget von 

Johannes Anzengruber hervorstrich, setzte es von der Opposition teils heftigste Kritik. 

Halb voll oder halb leer? Die Einschätzung der finanziellen Aussichten und budgetären Schwerpunkte ging zwischen der Stadtregierung – r. o. BM 

Johanne s Anzengruber (JA) – und der Opposition – v. l. Markus Stoll (TURSKY) und Tom Mayer (Liste Fritz) – denkbar weit auseinander.  Fotos: Rita Falk/TT

Fügen –
ten leicht bekleidete zahlende
Kunden, im neuen Trakt feier
ten 
Gäste: Ähnlich wie bei der Er
öffnungsfeier 
E
Donnerstagabend verliefen
auch die letzten anderthalb Jah
re 
b
weiter. 
gingen die Sieger des Architek
tenbewerbs Bernd Spiegel und
Markus Fischer 2019 daran, 
den Badetempel um 800
vergrößern. Lockdowns, Teu
erungen, Inflation trieben die
Kosten für den Um- und Zubau
in die Höhe und brachten die
Bauherrn (Gemeinde und TVB)
im Rohbau der neuen Sauna
i
ten es am Ende sein. Mit einer
großzügigen Saunalandschaft
mit Gartensauna und Außen
p
ten Ruheräumen und einem
abwechslungsreichen Kinder
bereich für Vier- bis Zwölfjäh
rige setzt die Erlebnistherme
nun 
Kunden zählt die Therme jähr
li
braucht es Veränderung, um
erfolgreich zu bleiben. 

Neue Sauna 

Das neue Außenbecken im 

Nacktsauna-
www.tt.com

Die Innsbrucker 

Budgetdebatte 

können Sie 

hier im Detail 

nachlesen.
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Innsbruck – „Uns reicht 
es jetzt, wir wollen zeigen, 
dass wir sauer sind“, findet 
Thomas Krug, Geschäfts-
führer des Kulturvereins 
„Junge Talstation“, klare 
Worte zur Diskussion um 
den Ankauf und die Sa-
nierung der ehemaligen 
Talstation der Hunger-
burgbahn. Bei einer Kund-
gebung vor dem Gebäude 
am Innsbrucker Rennweg 
machten am Samstag di-
verse Vertreter aus dem 
Kulturbereich ihrem Är-
ger über den Umgang mit 

junger Kultur Luft. Wie be-
richtet, hatte BM Johannes 
Anzengruber dem Unter-
fangen erst kürzlich eine 
Absage erteilt, weil sich die 
Stadt auf kein „unkalku-
lierbares Kostenabenteu-
er“ einlassen könne.

Der Verein „Junge Tal-
station“ sieht darin einen 
Vertragsbruch, immerhin 
liege ein Gemeinderats-
beschluss aus dem Jahr 
2021 vor, es habe mehrere 
mündliche Zusagen gege-
ben und das Projekt sei im 
Zukunftsvertrag geregelt, 

erinnerte Krug an Abma-
chungen aus der Vergan-
genheit. Auch die Kosten 
seien immer bekannt ge-
wesen. Seit die Nutzungs-
genehmigung 2022 auslief, 
darf das Gebäude nicht 
mehr bespielt werden. „In 
den letzten zehn Jahren 

wurden bereits 250.000 
Euro investiert, die wohl 
über 10.000 ehrenamt-
lichen Stunden von uns 
noch nicht einmal einge-
rechnet“, erklärt der Ver-
einsobmann weiter. 

Da sei es ganz klar, dass 
kein Alternativstandort, 

wie Anzengruber vorge-
schlagen hatte, in Frage 
kommt. „Das Gebäude 
hat auch einen emotiona-
len Wert für uns. Es kann 
auch nicht sein, dass man 
unser Vertrauen so miss-
braucht.“ Die Vereinsmit-
glieder fragen sich auch, 
was mit dem Gebäude 
sonst geschehen soll. Die 
Sanierungskosten werden 
mit 1,3 Millionen Euro kol-
portiert, der Ankauf würde 
500.000 Euro kosten. 

Am Donnerstag waren 
die Oppositionslisten ALi, 
Liste Fritz und „Das Neue 
Innsbruck“ mit einem An-
trag auf Dringlichkeit zum 
Ankauf und der Sanierung 
der Talstation abgeblitzt. 
Deshalb wird das The-
ma erst im Jänner abge-
stimmt. GR Mesut Onay 
wäre enttäuscht, wenn es 
den Raum für die Jugend 
nicht mehr gäbe. „Wir 
kämpfen darum, in die Ju-
gend zu investieren, damit 
sie lernt, Veranstaltungen 
zu planen, sich zu vernet-
zen, und genau solche Sa-
chen macht wie hier. Und 
nicht, dass sie sich zurück-
zieht.“ Die Opposition will 
weiter hartnäckig bleiben, 
verspricht Onay: „Wir wer-
den im Jänner darüber re-
den und einfordern, dass 
die Versprechen eingehal-
ten werden.“ (rena) 

Kultur braucht Raum: Junge 
Talstation kämpft ums Überleben

Bei einer Kundgebung forderte der Kulturverein „Junge 

Talstation“ von der Politik die Einhaltung von Versprechen ein.

Bei der Kundgebung ergriffen zahlreiche Kulturschaffende aus der Stadt das Wort. Foto: PerktoldThomas Krug 

(„Junge Talstation“)

„Das Gebäude 

hat einen emo-

tionalen Wert. Es 

kann nicht sein, dass 

man unser Vertrau-

en so missbraucht.“












